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gggg E-Rechnungen: Authentizität, Integrität, 
Dokumentation, Kontierung und Archivierung 
 
 
Die lang ersehnte Stellungnahme der Finanzverwaltung zu der bereits zum 1.7.2011 
erfolgten Neuregelung der elektronischen Rechnungsstellung – also insbesondere 
zur Abrechnung per Telefax und E-Mail – liegt nunmehr vor (BMF, Schreiben vom 
2.7.2012, IV D 2 – S 7287-a/09/10004 :003, www.bundesfinanzministerium.de). Die 
relativ späte Veröffentlichung eines grundlegenden „Einführungsschreibens“ zeugt 
nicht etwa von langsamer Arbeit der Ministeriellen, sondern ist Folge der durchaus 
löblichen Bemühungen des BMF, wichtige Detailregelungen bereits im Vorhinein mit 
den Interessenverbänden der Wirtschaft abzustimmen und praxisgerecht zu regeln. 
Seit Ende 2011 waren hierzu zahlreiche Entwürfe des BMF-Schreibens im Umlauf, 
die es den Unternehmen erlaubten, sich auf die neuen Anforderungen der 
Finanzverwaltung rechtzeitig einzustellen und über ihre Verbände eigene 
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Anregungen in die Entscheidungsfindung einzubringen. Die nunmehr maßgebliche 
Fassung des BMF-Schreibens birgt damit eigentlich keinerlei echte Überraschung  
mehr. 
 
  
Bitte beachten Sie: Bereits im Vorfeld angeeignetes Wissen zur Problematik ist 
damit auch weiterhin aktuell und bedarf allenfalls der Auffrischung und ggf. der 
Vertiefung, aber keines gravierenden Umdenkens. Auch mit den zahlreichen „älteren“ 
– d. h. bereits vor dem 2.7.2012 verfassten – Gesamtdarstellungen in der Literatur 
kann damit grundsätzlich weiter gearbeitet werden. 
 
 
Kein Grundsatz ohne Ausnahme – auf folgende Besonderheiten ist daher 
hinzuweisen: 
 
 
Bedeutung der Prüfung des Vorsteuerabzugs: Das BMF betont 
zutreffend, dass sich in der Praxis die Durchführung des Kontrollverfahrens und die 
Prüfung der Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs in Teilen überschneiden. Ist der 
Nachweis erbracht, dass die Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs nach § 15 UStG 
gegeben sind, kommt daher der Frage der Durchführung des innerbetrieblichen 
Kontrollverfahrens in dem konkreten Einzelfall keine eigenständige Bedeutung  
mehr zu und kann insbesondere nicht mehr zur Versagung des Vorsteuerabzugs  
führen (vgl. BMF, Schreiben vom 2.7.2012, Einführung u. Abschn. 14.4 Abs. 6 Satz 4 
UStAE n.F.). 
 
Bitte beachten Sie: Da erfahrungsgemäß ein Großteil der Eingangsrechnungen 
nicht allen Anforderungen des Gesetzgebers genügt, ist den Mandanten mit Matheis 
/ Groß anzuraten, den Mindestanforderungen an ein innerbetriebliches 
Kontrollverfahren zu genügen und die 
 
i Echtheit der Herkunft (Authentizität) 
 
i Unversehrtheit des Inhalts (Integrität) 
 
i Lesbarkeit 
 
sicherzustellen. 
 
 
Authentizität (§ 14 Abs. 1 Satz 3 UStG):  Das Gesetz fordert die „Sicherheit 
der Identität des Rechnungsausstellers". Dazu ist aus der Sicht des 
Rechnungsempfängers festzustellen, ob  
 
i die bezogene Leistung beim leistenden Unternehmer (= Rechnungsaussteller) 

überhaupt bestellt und  
 
i die Leistung folglich in Art, Menge und Preis korrekt erbracht  
 
wurde, ob m.a.W. die nämliche Zahlungsverpflichtung gegenüber dem 
Leistungserbringer entstanden ist.  
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Zu diesen Feststellungen muss der Unternehmer „einen verlässlichen Prüfpfad 
zwischen Rechnung und Leistung …schaffen“ . Dabei kann die Prüfung der 
Eingangsrechnungen wie bisher im Rahmen eines entsprechend eingerichteten 
Rechnungswesens erfolgen, aber z. B. auch durch einen manuellen Abgleich der 
Rechnung mit vorhandenen geschäftlichen Unterlagen (z. B. Kopie der Bestellung, 
Auftrag, Kaufvertrag, Lieferschein, Überweisungs- oder Zahlungsbeleg). Es werden 
mithin keine technischen Verfahren vorgegeben,  die die Unternehmen verwenden 
müssen (vgl. BMF, Schreiben vom 2.7.2012, Einführung u. Abschn. 14.4 Abs. 4 ff. 
UStAE n.F.). 
 
 
Bitte beachten Sie: Wann und von wem im Unternehmen die Prüfungen 
vorgenommen werden – also z. B. in einer speziellen Rechnungsprüfungsstelle, in 
den Fachabteilungen, in der Finanzbuchhaltungsabteilung oder gar ohne 
menschliches Dazutun vollautomatisch – ist Sache des Unternehmers, der sich von 
den betrieblichen Belangen leiten lassen kann. Ziel der Prüfungen muss es aus der 
Sicht des Rechnungsempfängers aber immer sein, die Identität des 
Rechnungsausstellers zweifelsfrei festzustellen. 
 
 
Dazu empfehlen sowohl Groß / Lamm / Lindgens  als auch Matheis / Groß die Arbeit 
mit einer Checkliste,  die beispielhaft wie folgt aussehen könnte: 
 
       Wo im Unternehmen Wie wird geprüft?
       wird geprüft? 
       ______________________________ 
 
1. Wurde die nämliche Leistung bestellt?   Warenwirtschafts-  automatisierte 
� Abgleich der Rechnung mit der Auftragserteilung programm * (mit Prüfung 
       Bezug zur Bestellung) 
 
2. Wurde die Leistung erbracht?    Fachabteilung (ohne manuelle 
� Abgleich der Rechnung mit dem (Waren-)Eingang Bezug zur Bestellung) Prüfung 
 
3. Ist der Rechnungsaussteller zur Abrechnung  Fachabteilung  manuelle 
berechtigt?  � Ist der Zahlungsanspruch begründet?    Prüfung 
 
4. Ist die Bankverbindung „unauffällig“?   Kreditorenprüfung Abgleich mit den 
          Stammdaten des 

Rechnungs- 
ausstellers 

 
* auch “ERP-Programm” genannt (ERP =„Enterprise Resource Planning“ /  dt. „Planung / Erfassung 
von Unternehmensressourcen) 
 
 
Bitte beachten Sie:  Die Checkliste beschränkt sich auf ein Mindestmaß! Unter 
Berücksichtung der Besonderheiten eines jeden Unternehmens sind mit dem 
Steuerberater sicher auch zusätzliche (… oder andere …)  Prüfungsroutinen 
anzudenken. 
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Integrität (§ 14 Abs. 1 Satz 4 UStG): Der Rechnungsempfänger muss 
gewährleisten, dass die nach dem Gesetz erforderlichen Angaben (vgl. § 14 Abs. 4 
UStG) nicht geändert wurden. Dazu sollten die Unternehmen die (papierne wie 
elektronische) Rechnung in einen „unveränderbaren Zustand"  überführen, sie  in 
einen besonderen  „Schutzbereich"  packen, um von diesem Zeitpunkt an 
Änderungen ausschließen zu können: 
 
i Professionell geführte (größere) Unternehmen werden zumindest die 

elektronischen Rechnungen dazu sofort einem „revisionssicheren 
Archivsystem" zuführen.  

 
i (Kleineren) Unternehmen, die nicht über eine entsprechende technische 

Ausstattung verfügen, hilft die Orientierung am Gesetzestext, der es den 
Unternehmen selbst überlässt festzulegen, wie die Integrität für die Belange des 
UStG sichergestellt wird. Dabei dürfte es möglich sein, den geforderten 
Schutzbereich mit einer bloßen Arbeitsanweisung an die verantwort lichen 
Mitarbeiter  einzurichten. 

 
 

Beispiel 
 
Diese Arbeitsanweisung könnte etwa lauten: 
 
„Elektronische Rechnungen, die auf unser Festplatte unter 
„rechnung@abc_GmbH.de angelegt sind, dürfen unter keinen Umständen 
bearbeitet werden.“ 
 

 
 
Befindet sich die Rechnung im Schutzbereich, sind sodann ihre Inhalte zu prüfen. 
Die Einhaltung der Integrität bezieht sich dabei auf die umsatzsteuerlich geforderten 
Angaben (im Wesentlichen die Pflichtangaben nach § 14 Abs. 4 UStG). Dabei kommt 
es nicht nur darauf  auf die Vollständigkeit der Pflichtangaben an zu achten, 
wenngleich sich in der Praxis leider viele Leistungsempfänger mit dieser Prüftiefe 
irrtümlicherweise zufrieden geben. Vielmehr ist erforderlich, dass eine jede 
Eingangsrechnung  
 
i alle Pflichtangaben enthält (vgl. §§ 14, 14a UStG n. F.) und 
 
i diese grundsätzlich richtig  sind 
 
ohne dass 
 
i die Steuernummer oder 
 
i die USt-IdNr. des Leistenden oder 
 
i die Rechnungsnummer 
 
auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen sind. Letztere müssen auf der Rechnung  
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i nur dem Grunde nach angegeben  
 
i und dürfen nicht erkennbar falsch  
 
sein. 
 
 
Bitte beachten Sie:  Im Hinblick auf die Authentizität (s.o.) sollte zudem stets in der 
Prüfung abgefragt werden, ob die vorliegenden Pflichtangaben auch den 
Erwartungen des Leistungsempfängers entsprechen.  Erst die Kombination all 
dieser Maßnahmen kann dem Unternehmer (unter Beachtung seiner eigens 
aufgelegten Prüfkriterien) eine hinreichende und nachträgliche Sicherheit hinsichtlich 
der geforderten Integrität geben. 
 
 
Wieder empfehlt sich mit  Groß / Lamm / Lindgens sowie Matheis / Groß die Arbeit 
mit einer Checkliste:  
      
       Wo im Unternehmen Wie wird geprüft?
       wird geprüft? 
       ______________________________ 
 
 
1. Herstellung eines unveränderbaren Zustands  unmittelbar nach Archivsystem /  
       Zugang   Arbeitsanweisung 
 
2. Sind alle Pflichtangaben auf der Rechnung   KreditorenBH  manuelle 
    vollständig  vorhanden?        Prüfung 
 
3. Treffen alle Rechnungspflichtangaben   KreditorenBH /   manuelle Prüfung 
    auch inhaltlich zu?      Fachabteilung  und Abgleich mit 
          den Stammdaten 
 
Bitte beachten Sie:  Auch diese Checkliste beschränkt sich auf ein Mindestmaß!  
Unter Berücksichtung der Besonderheiten eines jeden Unternehmens sind mit dem 
Steuerberater sicher auch zusätzliche (… oder andere …) Prüfungsroutinen 
anzudenken. 
 
 
Lesbarkeit (§ 14 Abs. 1 Satz 2 UStG): Ferner ist die Lesbarkeit der 
Rechnung sicherzustellen; insoweit gelten die GoBS (Hinweis auf die nachfolgenden 
Ausführung zur „Archivierung“). 
 
 
Dokumentation nicht zwingend erforderlich, aber zu empfehlen:  Das 
innerbetriebliche Kontrollverfahren unterliegt eigentlich keiner gesonderten 
Dokumentationspflicht (vgl. BMF, Schreiben vom 2.7.2012, Einführung u. Abschn. 
14.4 Abs. 6 Satz 3 UStAE n.F.). Allerdings ist der Leistungsempfänger nach wie vor 
verpflichtet, die Voraussetzungen des geltend gemachten Vorsteuerabzugs 
nachzuweisen (vgl. BMF, Schreiben vom 2.7.2012, Einführung u. Abschn. 14b.1 Abs. 
10 Satz 2 UStAE n.F.).  
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Bitte beachten Sie:  Im Hinblick auf den Gutglaubensschutz  des 
Vorsteuerabzugsberechtigten ist es daher sicher zu empfehlen, die Prüfung von 
Eingangsrechnungen zu dokumentieren. Zu empfehlen – weil sehr einfach 
umzusetzen – ist insbesondere die Ausgabe einer entsprechenden 
Generalanweisung an alle Kreditorenbuchhalter.  
 
 

Muster für den Kontierungsvermerk 
 
In den Kontierungsvermerk (nachfolgend) könnte insoweit der Hinweis 
„Vorsteuerprüfung erfolgt“  aufgenommen werden. 
 
 
 
Kontierung der elektronischen Rechnungen Nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS) muss die Rechnung 
Angaben enthalten, die die Belegfunktion erfüllen.  Dazu zählen Angaben zur 
Kontierung, zum Ordnungskriterium für die Ablage und zum Buchungsdatum. Ferner 
muss die Rechnung so gespeichert werden, dass eine Änderung ausgeschlossen ist. 
 
 
Bitte beachten Sie: Da die elektronische Rechnung selbst nicht verändert werden 
darf, schlägt das BayLfSt vor, die Kontierungsinformationen in einer Extra-Datei  zu 
erfassen. Diese soll dann mit der E-Rechnung so verbunden  werden, dass sie 
nicht mehr getrennt werden kann (BayLfSt, Verfügung vom 13.2.2012, S 0316.1.1-
5/1 St42, AO-Kartei, § 146 Karte 1 � Anlage).  Das BMF hat in einem 
Antwortschreiben auf eine entsprechende Anfrage der Bundessteuerberaterkammer 
ein solches Vorgehen anerkannt,  wenn im Übrigen die Anforderungen der 
„Grundsätze ordnungsmäßiger DV-gestützter Buchführungssysteme“ (kurz: „GoBS“, 
vgl. BMF, Schreiben vom 7.11.1995, IV A 8 – S 0316 – 52/95, BStBl. I 1995, 738; 
weiter gültig gem. BMF-Schreiben vom 29.3.2007, IV C 6 – O 1000/07/0018 – DOK 
2007/0145039, Positivliste Nr. 59, BStBl. I 2007, 369) und der „Grundsätze zum 
Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen“ (kurz: „GDPdU“, vgl. BMF, 
Schreiben vom 16.7.2001, IV D 2 – S 0316 – 136/01, BStBl. I 2001, 415; weiter gültig 
gem. BMF-Schreiben vom 29.3.2007, IV C 6 – O 1000/07/0018 – DOK 
2007/0145039, Positivliste Nr. 60, BStBl. I 2007, 369) beachtet werden.  
 
 
Archivierung der elektronischen Rechnungen Eine gewisse Unsicherheit 
besteht weiterhin hinsichtlich  der Aufbewahrung der elektronischen Rechnungen. 
Wie sich aus einem Schreiben des BMF an die Landesfinanzminister ergibt, 
„sprachen sich die Vertreter der obersten Finanzbehörden der Länder dafür aus, in 
dem geplanten BMF-Schreiben zur elektronischen Rechnungsstellung die 
Ausführungen zur Aufbewahrung elektronischer Rechnungen zu streichen. Sofern 
hierzu wieder Ausführungen aufgenommen würden, müsste das BMF-Schreiben 
erneut mit den Referatsleitern Bp der Länder abgestimmt werden.  Ich schlage vor 
diesem Hintergrund vor, entgegen der Bitte der Verbände keine weiteren Aussagen 
zur Aufbewahrung elektronischer Rechnungen aufzunehmen. Für umsatzsteuerliche 
Zwecke sind die Folgen bei Verletzung der Aufbewahrungspflichten in Abschnitt 
14b.1 Abs. 10 UStAE dargestellt. Zu den Aufbewahrungsgrundsätzen nach GoBS 
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und GDPdU und den Fragen zur Aufbewahrung elektronischer Rechnungen ist eine 
gesonderte Erörterung mit den Referatsleitern Bp der Länder vorgesehen.“ 
 
 
Bitte beachten Sie: Die in Aussicht gestellte gesonderte Erörterung steht derzeit 
noch aus. Bis diese erfolgt ist, sollten elektronische Rechnungen zeitnah und auf 
einem nur einmal beschreibbaren Speichermedium abgelegt werden. 
 
 
 
BERATUNGSKONSEQUENZEN ! 
 
(1) Praxisgerechter Umsetzungsspielraum:  Das BMF-Schreiben gibt den 

Unternehmen die bislang vermisste Sicherheit hinsichtlich der Anforderungen an 
die elektronische Rechnungsstellung. Die Vorgaben sind nicht zu streng und 
lassen den Unternehmen einen recht weit reichenden Handlungs- und 
Entscheidungsspielraum bei der konkreten Umsetzung der Vorgaben.  Die 
Anwendung der Neuregelung sollte damit ohne gravierende Änderungen  in den 
Betriebsabläufen der Unternehmen möglich sein. 

 
(2) Rechtsentwicklung beobachten:  Fragen rund um die elektronische Rechnung 

werden für eine Übergangszeit die umsatzsteuerliche  Diskussion mit prägen. Der 
Berater sollte „am Ball bleiben“ und insbesondere auf Verwaltungsanweisungen 
zur Kontierung und Archivierung achten. 

 
(3) Fundstellen: Weimann, UStB 2012, 238; ders., BMF-Schreiben bringt Klarheit 

zur Prüfung elektronischer Rechnungen, ASR 2012/08, 12; ders., Endlich Klarheit 
bei den E-Rechnungen und der Übersendung von Rechnungskopien, GStB 2012, 
263; ders., Elektronische Rechnungen: Leitfaden für Versand und Empfang, gmbh 
news 2012/09, 6; ders., Umsatzsteuer in der Praxis, 10. Auflage 2012, Kapitel 56. 
Vgl. auch Groß / Lamm / Lindgens, Neuanfang für den elektronischen 
Rechnungsaustausch  Chancen und Risiken aus der Änderung durch das 
Steuervereinfachungsgesetz 2011, DStR 2012, 1413. Matheis / Groß, 
Implementierung des elektronischen Rechnungsversands im Unternehmen, UVR 
2012, 212. Hinweis auch auf Robisch, Elektronische Rechnungsstellung / 
Praxisorientierte Bestandaufnahme unter Berücksichtigung der Neuregelung zum 
1.7.2011, UR 2012, 550; Schumm, Die elektronische Rechnungsstellung 7 
Organisationsanforderungen und praktische Handhabung, StuB 2012, 187. 

 
 
 
 
 
Anlage: BayLfSt, Verfügung vom 13.2.2012, S 0316.1. 1-5/1 St42, AO-Kartei, § 146 Karte 1  
���� 
… 
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Das lang erwartete Einführungsschreiben zur E-Rechn ung 
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(zur Anlage: Die bisherigen technischen Anforderung en im Überblick  
 

gggg Zur Unterscheidung 
 
 
 
                                                  Eingangsrechnungen 

 
        Papierrechnung                                               elektronische Rechnung  
   
   Für den Vorsteuerabzug musste die                                       Für den Vorsteuerabzug musste die 
   Rechnung die Pflichtanhalte  des    Rechnung zusätzlich  qualifiziert 
   § 14 Abs. 4 a. F. UStG haben.                                                   digital signiert sein  
                                                                                                      (§ 14 Abs. 3 a. F. UStG) 
           
            = Regelfall                                                                                          = Ausnahmefall  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gggg Besonderheit „Qualifizierte digitale Fax-Signature n“ 
 
 
Hierzu führt die ODF Chemnitz aus (Vfg. vom 21.8.2006, S 7287a – 1/1 – St 23, 
DStR 2007, 304):  
 
„Bei einer an ein Computer-Telefax übermittelten Rechnung handelt es sich um eine auf 
elektronischem Weg übermittelte Rechnung, bei der eine qualifizierte elektronische Signatur 
erforderlich  ist (vgl. Abschn. 184a Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 Satz 6 UStR). Bei dieser Übertragungsform 
wird jedoch nicht die eigentliche signierte Datei übermittelt, sondern lediglich eine Bilddatei 
ausgedruckt. Die Prüfung der elektronischen Signatur ist daher nur möglich, wenn die Rechnung über 
eine erkennbare  Signatur (z. B. mit 2-D-Barcode) verfugt. Außerdem muss der Ausdruck auf einem 
Drucker mit entsprechender Auflösung (minimal 300 dpi) erfolgen. 
 
Zur Prüfung ist die ausgedruckte Rechnung zu scannen (Auflösung: minimal 300 dpi, bei mehrseitigen 
Rechnungen ist eine Seite ausreichend). Die (im 2-D-Barcode enthaltene) Signatur des 



© Weimann (2012) 21 

eingescannten Dokuments kann dann mittels einer geeigneten Prüfsoftware  (z. B. digiSeal-Reader) 
überprüft werden.“ 
 
 
Beachten Sie:  Die empfohlene Prüfsoftware „digiSeal-Reader“ kann kostenlos 
geladen  werden unter 
  

www.asensys.de/ 
lotus-notes-domino/asensys.nsf/web/de_digisealreader.html 

 
 
In der Praxis werden allerdings qualifiziert digital signierte Telefaxe eher die 
Ausnahme sein. Wie so eine Eingangsrechnung aussieht, zeigt folgender …  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

… „Echtfall“ 
 

Fax-Eingangsrechnung, qualifiziert digital signiert  
 
 
���� 
… 
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…  
���� 

    qualifizierte digitale Fax-Signatur – erstellt mit digiSeal-Reader 
 
 
 


